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Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2000/52/EG der Kommission
vom 26. Juli 2000 zur Anderung der Richtlinie 80/723/EWG

uber die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen
den Mitgliedstaaten und den offentlichen Unternehmen
(Transparenzrichtlinie-Gesetz - TranspRLG)

TranspRLG
Ausfertigungsdatum: 16.08.2001
Vollzitat:

"Transparenzrichtlinie-Gesetz vom 16. August 2001 (BGBI. | S. 2141)"
Stand: Zuletzt gandert durch Art. 53 G v. 10.8.2021 1 3436

FuBnote

(+++ Textnachweis ab: 23.8.2001 +++)
(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:
Umsetzung der
EGRL 52/2000 (CELEX Nr: 300L0052) +++)

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten flr Unternehmen,

1. denen zur Austbung bestimmter Tatigkeiten besondere oder ausschlieRliche Rechte im Sinne des Artikels
86 Abs. 1 des Vertrages zur Grindung der Europaischen Gemeinschaft gewahrt werden, oder

2. die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne des Artikels 86 Abs.
2 des Vertrages zur Griindung der Europaischen Gemeinschaft betraut sind und in Bezug auf diese
Dienstleistungen staatliche Ausgleichsleistungen in jedweder Form erhalten, die nicht fiir einen
angemessenen Zeitraum im Rahmen eines offenen, transparenten und nicht diskriminierenden Verfahrens
festgesetzt wurden.

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht fiir Unternehmen,
1. die neben den Tatigkeiten im Sinne des Absatzes 1 keine weiteren Geschaftstatigkeiten ausuben,

2. deren Tatigkeit nach Art und Umfang nicht geeignet ist, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten der
Europaischen Union merklich zu beeintrachtigen, oder

3. die in den letzten beiden abgeschlossenen Geschaftsjahren Umsatzerldse von jeweils weniger
als 40 Millionen Euro erzielt haben. Fir die Ermittlung der Umsatzerldse gilt § 277 Abs. 1 des
Handelsgesetzbuchs. Bei Kreditinstituten tritt an die Stelle des Merkmals der Umsatzerlése eine
Bilanzsumme von 800 Millionen Euro.

§ 2 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. ausschlieSliche Rechte:
Rechte zur Austibung einer Dienstleistung oder sonstigen Tatigkeit in einem bestimmten Gebiet, die
aufgrund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften einem einzigen Unternehmen vorbehalten sind;

2. besondere Rechte:

a) Rechte zur Ausilibung einer Dienstleistung oder sonstigen Tatigkeit in einem bestimmten
Gebiet, die aufgrund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften einer auf zwei oder mehr
begrenzten Anzahl von Unternehmen vorbehalten sind, ohne dass die zahlenmaRige Begrenzung
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oder die Auswahl der berechtigten Unternehmen auf objektiven, angemessenen und nicht
diskriminierenden Kriterien beruht.

b) Vorteile, die einem oder mehreren Unternehmen nach anderen als solchen Kriterien durch Rechts-
oder Verwaltungsvorschriften eingerdumt werden und die Fahigkeit anderer Unternehmen, die
gleiche Tatigkeit in demselben Gebiet unter im Wesentlichen gleichen Bedingungen zu leisten,
wesentlich beeintrachtigen.

§ 3 RechnungsmaBige Trennung nach Geschaftsbereichen

(1) Die Unternehmen sind verpflichtet, intern getrennte Konten zur Erfassung der Kosten und Erl6se einerseits fur
alle Geschaftsbereiche im Sinne des § 1 Abs. 1 und andererseits fur jeden weiteren Geschaftsbereich zu fihren.
Alle Kosten und Erlése sind den jeweiligen Bereichen nach objektiv gerechtfertigten und einheitlich angewandten
Kostenrechnungsgrundsatzen zuzuordnen. Die zugrunde gelegten Kostenrechnungsgrundsatze missen eindeutig
bestimmt sein. Uber die Zuordnung der Kosten und Erlése zu den jeweiligen Bereichen und (iber die dabei
angewandten Kostenrechnungsgrundsatze, insbesondere ber die MaRstabe fir die Schllsselung solcher Kosten
und Erlése, die auf zwei oder mehr Bereiche entfallen, haben die Unternehmen Aufzeichnungen zu fuhren. Die §§
145 und 146 Abs. 1 bis 5 der Abgabenordnung gelten entsprechend.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht fiir Geschaftsbereiche, flir deren gesonderte rechnungsmalige
Erfassung das von den Organen der Europaischen Gemeinschaften erlassene Gemeinschaftsrecht besondere
Regelungen vorsieht.

§ 4 Aufbewahrungspflichten

Die Unternehmen haben die Konten und sonstigen Aufzeichnungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und 4 finf Jahre
geordnet aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Ende des Geschaftsjahres, auf das sich die
Angaben beziehen. Soweit die nach Satz 1 aufzubewahrenden Aufzeichnungen nicht zu den in § 147 Abs. 1
der Abgabenordnung genannten Unterlagen gehdren, findet § 147 Abs. 2 der Abgabenordnung entsprechende
Anwendung.

§ 5 Vorlage- und Auskunftspflichten

(1) Soweit es zur Beantwortung eines Auskunftsverlangens der Kommission der Europaischen Gemeinschaften
nach Artikel 5 Abs. 3 der Richtlinie 80/723/EWG der Kommission vom 25. Juni 1980 Uber die Transparenz der
finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den 6ffentlichen Unternehmen sowie Uber die
finanzielle Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen (ABI. EG Nr. L 195 S. 35), zuletzt geandert durch

die Richtlinie 2000/52/EG der Kommission vom 26. Juli 2000 (ABI. EG Nr. L 193 S. 75), erforderlich ist, kann die
nach Landesrecht zustandige Behdrde von den Unternehmen Angaben zu den nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und 2
aufzuzeichnenden Kosten und Erlésen und den zugrunde gelegten Kostenrechnungsgrundsatzen, die Herausgabe
diesbezuglicher Aufzeichnungen und erganzende Auskiinfte zur Beurteilung dieser Aufzeichnungen verlangen. §
147 Abs. 5 der Abgabenordnung gilt entsprechend.

(2) Die Landesregierungen werden ermachtigt, die zustandigen Behdrden durch Rechtsverordnung zu bestimmen.
Sie kénnen die Ermachtigung durch Rechtsverordnung auf eine oberste Landesbehdérde Ubertragen.

§ 6 Personliche Verantwortlichkeit

(1) Fur die Erflllung der Pflichten nach § 3 Abs. 1, §§ 4 und 5 haben der Rechtstrager des Unternehmens

und die Personen einzustehen, die als Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer juristischen
Person, als vertretungsberechtigte Gesellschafter einer rechtsfahigen Personengesellschaft oder in sonstiger
Weise unmittelbar oder mittelbar zur gesetzlichen oder organschaftlichen Vertretung des Rechtstragers des
Unternehmens berufen sind.

(2) Wer nach Absatz 1 in Verbindung mit § 5 zur Auskunft verpflichtet ist, kann die Auskunft auf solche
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihm selbst oder Angehdrigen, die in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
der Zivilprozessordnung bezeichnet sind, die Gefahr zuziehen wirde, wegen einer Straftat oder einer
Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden.

§ 7 Verhaltnis zu anderen Vorschriften

Rechnungs-, Buchfliihrungs-, Aufzeichnungs-, Aufbewahrungs-, Vorlage- und Auskunftspflichten nach anderen
Vorschriften bleiben unberiihrt.

- Seite 2 von 3 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

§ 8 BuBRgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1 entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 ein Konto nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise flihrt,

2 entgegen § 3 Abs. 1 Satz 4 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig fuhrt,
3. entgegen § 4 Satz 1 eine Aufzeichnung nicht oder nicht mindestens finf Jahre aufbewahrt oder
4 einer vollziehbaren Anordnung nach § 5 Satz 1 zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu zwanzigtausend Euro geahndet werden.
§ 9 Zeitlicher Anwendungsbereich

Die Verpflichtungen nach § 3 Abs. 1, §§ 4 und 5 sind vom 1. Januar 2002 an zu erflllen. Unternehmen, deren
erstes nach dem 31. Dezember 2001 endendes Geschaftsjahr vor dem 23. August 2001 begonnen hat, haben die
Verpflichtungen vom Beginn des darauf folgenden Geschaftsjahres an zu erfullen.

§ 10 Geschaftsweg

Der Verkehr mit der Kommission der Europaischen Gemeinschaften obliegt der Bundesregierung. § 50 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen bleibt unberiihrt.

§ 11 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft.

- Seite 3von 3 -



	Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2000/52/EG der Kommission vom 26. Juli 2000 zur Änderung der Richtlinie 80/723/EWG über die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen (Transparenzrichtlinie-Gesetz - TranspRLG)
	Fußnote
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Begriffsbestimmungen
	§ 3 Rechnungsmäßige Trennung nach Geschäftsbereichen
	§ 4 Aufbewahrungspflichten
	§ 5 Vorlage- und Auskunftspflichten
	§ 6 Persönliche Verantwortlichkeit
	§ 7 Verhältnis zu anderen Vorschriften
	§ 8 Bußgeldvorschriften
	§ 9 Zeitlicher Anwendungsbereich
	§ 10 Geschäftsweg
	§ 11 Inkrafttreten


